Im Falle von Divergenzen ist der englische Originaltext massgeblich

Rahmentibereinkommen zur Anwendung des Artikels 16 Absatz 1
der Verordnung (EG) Nr. 883/2004 bei gewohnlicher
grenziberschreitender Telearbeit

(1) Angesichts der Flexibilisierung und Digitalisierung des Arbeitsmarktes und der Zunahme von
grenziiberschreitender Telearbeit seit der COVID-19-Pandemie ist Telearbeit fiir viele Beschaftigte Teil
ihrer Arbeitsstrukturen geworden;

(2) In Anbetracht der Tatsache, dass Telearbeit weniger verbreitet war, als die Verordnung (EG)
883/2004 verabschiedet wurde;

(3) Angesichts der Bestrebungen, kurzfristig die Auswirkungen grenziiberschreitender Telearbeit auf
die anzuwendenden Rechtsvorschriften im Bereich soziale Sicherheit abzumildern;

(4) Angesichts der grofien Unterschiede von in Telearbeit Beschéaftigten und der Komplexitdt der
Verwirklichung dieser Bestrebungen fiir eine so heterogene Personengruppe in so kurzer Zeit;

(5) In Anbetracht der Tatsache, dass in Artikel 16 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 883/2004 die
Moglichkeit von Ausnahmen von den in Titel Il der Verordnung festgelegten anzuwendenden
Rechtsvorschriften vorgesehen ist;

(6) Im Einvernehmen (iber die Bedingungen, unter denen Antrage auf Ausnahme von Artikel 13 Absatz
1 Buchstabe a) der Verordnung (EG) Nr. 883/2004 aufgrund von gewohnlicher grenziiberschreitender
Telearbeit so weit wie moglich erleichtert werden sollten;

schlieBen die zustdandigen Behorden oder die von den Unterzeichnerstaaten bezeichneten Trager
folgendes Rahmeniibereinkommen ab:

Artikel 1
Begriffsbestimmungen
(1) In diesem Rahmenibereinkommen bedeuten die Begriffe
(a) ,Grundverordnung” die Verordnung (EG) Nr. 883/2004;
(b) ,,Durchfihrungsverordnung” die Verordnung (EG) Nr. 987/2009;

(c) ,grenziiberschreitende Telearbeit” eine Tatigkeit, die ortsunabhéngig erbracht werden kann
und in den Raumlichkeiten des Arbeitgebers oder an seinem Sitz ausgelibt werden kénnte und

1. in einem anderen Mitgliedstaat oder in anderen Mitgliedstaaten ausgetibt wird als
dem, wo die Rdumlichkeiten oder der Sitz des Arbeitgebers liegen, und

2. sich auf Informationstechnologie stiitzt, um mit der Arbeitsumgebung des Arbeitgebers
oder des Unternehmens sowie zu Beteiligten/Kunden in Verbindung zu bleiben um die
vom Arbeitgeber oder — im Fall von selbstiandigen Personen - von den Kunden
Gibertragenen Aufgaben zu erfiillen.

(d) ,EESSI” Electronic Exchange of Social Security Information (Elektronischer Austausch von
Sozialversicherungsdaten);



(e) ,Wohnort“ den Wohnort im Sinne von Artikel 1 Buchstabe j) der Grundverordnung.

Artikel 2
Geltungsbereich

(1) Sofern in diesem Artikel nichts anderes bestimmt ist, gilt dieses Rahmeniibereinkommen fiir alle
Personen, auf die Artikel 16 Absatz 1 der Grundverordnung angewendet werden kann, wenn ihr
Wohnort in einem Unterzeichnerstaat liegt und der Sitz oder Wohnsitz des Unternehmens oder des
Arbeitgebers sich in einem anderen Unterzeichnerstaat befindet.

(2) Dieses Rahmenibereinkommen gilt fiir Personen, auf die aufgrund gewdhnlicher
grenziberschreitender Telearbeit in Anwendung von Artikel 13 Absatz 1 a) der Grundverordnung in
Verbindung mit Artikel 14 Absatz 8 und 10 der Durchfiihrungsverordnung die Rechtsvorschriften des
Wohnstaates anzuwenden waren, und die von einem oder mehreren Unternehmen oder Arbeitgebern
beschéftigt werden (nachfolgend als ‘Arbeitgeber’ bezeichnet), deren Sitz oder Wohnsitz in nur einem
anderen Unterzeichnerstaat liegt.

(3) Unbeschadet des Artikels 6 gilt dieses Rahmeniibereinkommen nicht flr Personen, die

(i) im Wohnstaat gewohnlich eine andere Tatigkeit als grenziiberschreitende Telearbeit ausiiben
und/oder

(ii) gewohnlich eine Tatigkeit in einem anderen als den in Absatz 1 genannten Staaten ausiben
und/oder

(iii) selbstandig sind.

Artikel 3
Anzuwendende Rechtsvorschriften

Auf Antrag unterliegt eine Person, die gewdhnliche grenziiberschreitende Telearbeit im Sinne von
Artikel 1 dieses Rahmentiibereinkommens ausiibt und in den Geltungsbereich von Artikel 2 fallt auf der
Grundlage von Artikel 16 Absatz 1 der Grundverordnung den Rechtsvorschriften des Staates, in dem
der Sitz oder Wohnsitz des Arbeitgebers liegt, sofern die grenziiberschreitende Telearbeit im
Wohnstaat weniger als 50 % der Gesamtarbeitszeit ausmacht.

Artikel 4
Verfahren

(1) Ein Antrag gemdalR Artikel 3 des Rahmenibereinkommens ist in Einklang mit Artikel 18 der
Durchfiihrungsverordnung zu stellen.

(2) Antrage, wie sie in Absatz 1 aufgefiihrt sind, fallen nicht unter dieses Rahmeniibereinkommen,
wenn sie einen Zeitraum vor Inkrafttreten dieses Rahmenitbereinkommens betreffen.

(3) Unbeschadet des Absatzes 2 und Artikel 6 gilt dieses Rahmenibereinkommen nicht fiir einen
Antrag nach Absatz 1, wenn der Antrag einen Zeitraum vor der Antragstellung betrifft, es sei denn,
wahrend dieses Zeitraums wurden Sozialversicherungsbeitrage an das System der sozialen Sicherheit
des Vertragsstaates abgefiihrt, in dem der Arbeitgeber seinen Sitz oder Wohnsitz hat, oder der
Arbeitnehmer anderweitig in diesem System geschiitzt war, und



(i) der beantragte Zeitraum vor dem Zeitpunkt der Antragstellung drei Monate nicht Gberschreitet,
oder

(ii) der Antrag spatestens am 30. Juni 2024 gestellt wird und der Zeitraum vor dem Zeitpunkt der
Antragstellung zwolf Monate nicht tiberschreitet.

(4) Eine Vereinbarung gemalR Artikel 3 des Rahmeniibereinkommens darf fir maximal drei Jahre
geschlossen werden, wobei Verlangerungen auf erneuten Antrag moglich sind.

(5) Der Informationsaustausch zu Einzelfdllen des Rahmenibereinkommens findet zwischen den
zustandigen Einrichtungen Gber EESSI unter Nutzung von LA_BUC_01 statt, wobei die Zustimmung des
Wohnstaates als gegeben angesehen werden kann.

(6) Der zustandige Trager des Unterzeichnerstaates, dessen Rechtsvorschriften anzuwenden sind,
stellt eine Bescheinigung (PD A1) gemaR Artikel 19 der Durchfiihrungsverordnung aus.

Artikel 5

Verwahrstaat

(1) Ein Vertragsstaat wird zum Verwahrstaat ernannt, der

(i) alle unterzeichneten Fassungen des Rahmenibereinkommens sammelt,

(ii) das Rahmenibereinkommen ordnungsgemal veroffentlicht, und

(iii) allen Unterzeichnerstaaten die relevanten Informationen zukommen l&sst.

(2) Die Unterzeichnerstaaten Gbermitteln dem Verwahrstaat das von der zustdndigen Behorde oder
dem ernannten Triger des Unterzeichnerstaates unterzeichnete Ubereinkommen.

Artikel 6
Schlussbestimmungen

(1) Das Rahmenibereinkommen lasst die Moglichkeit unberihrt, auf Grundlage von Artikel 16 Absatz
1 der Grundverordnung in Situationen, die nicht unter die Artikel 2 bis 4 fallen, eine Einzelvereinbarung
abzuschlieBen, bei der die besondere Situation der gewdhnlichen grenziiberschreitenden Telearbeit
einzeln betrachtet werden konnte.. Die Unterzeichnerstaaten kommen Uberein, dass das Fehlen eines
konkreten Enddatums fiir strukturelle [nicht befristete] grenziiberschreitende Telearbeit in diesen
Fallen nicht als Grund angefiihrt wird, den Abschluss einer Einzelvereinbarung, die nicht in den
Geltungsbereich dieses Rahmenilbereinkommens fallt, gemaB Artikel 16 Absatz 1 der
Grundverordnung als Ausnahme von Artikel 13 der Grundverordnung zu verweigern.

(2) Dieses Rahmenibereinkommen tritt am 1. Juli 2023 in Kraft, sofern es von mindestens zwei Staaten
unterzeichnet ist. Es wird flir einen Zeitraum von flinf Jahren abgeschlossen und verlangert sich jedes
Mal automatisch um weitere fiinf Jahre.

(3) Fir den Fall, dass ein Unterzeichnerstaat das Ubereinkommen zu einem spiteren Zeitpunkt
unterzeichnet, tritt es flir diesen Staat am ersten Tag des Monats in Kraft, der auf die Unterzeichnung
folgt.

(4) Jeder Unterzeichnerstaat kann seine Bindung an das Ubereinkommen beenden, indem er dem
Verwahrstaat drei Monate im Voraus seine schriftliche Kiindigung Gbermittelt.



(5) Dieses Rahmeniibereinkommen kann bei Zustimmung aller Unterzeichnerstaaten gekiindigt
werden.

(6) Die Giiltigkeit von Vereinbarungen auf der Grundlage von Artikel 3 bleibt vom Auslaufen des
Rahmenibereinkommens unberiihrt, soweit sich der vorherrschende Sachverhalt nicht andert.

Geschehen zu ................ am ..........

Durch die zustandige Behorde der/des ............... oder des von diesem Unterzeichnerstaat ernannten
Tragers.



Begriindung fiir das Rahmentibereinkommen zur Anwendung von
Artikel 16 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 883/2004 auf
gewoOhnliche grenziiberschreitende Telearbeit

Ziel des Ubereinkommens

Grenziliberschreitende Telearbeit ist an sich kein neues Phianomen. Seit der COVID-19-Pandemie
betrifft diese Arbeitsform jedoch mittlerweile eine sehr grolRe Gruppe von Beschaftigten. Telearbeit
kann groRRen Einfluss darauf haben, welcher Mitgliedstaat fiir die soziale Sicherheit einer Person
zustdndig ist. Deshalb gilt es zu Uberlegen, wie die Kollisionsnormen der Verordnungen Nr. 883/2004
und 987/2009 liber soziale Sicherheit auf diese Arbeitsweise anzuwenden sind, und ob das Ergebnis
der Kollisionsnormen zweckmaRig und mit der Freizligigkeit und dem Binnenmarkt vereinbar ist. Die
GesundheitsschutzmaBnahmen wihrend der COVID-19-Pandemie (verpflichtende/stark empfohlene
Telearbeit) haben einerseits Arbeitgeber dazu gezwungen, Telearbeit zu erlauben und andererseits
Arbeitnehmer, davon Gebrauch zu machen. Dies hat zu einem explosionsartigen Anstieg an Telearbeit
gefiihrt. Diese (anteilige) Telearbeit hat sich als standige neue Arbeitsform etabliert. Wahrend der
Pandemie und des sich daran anschlieBenden Zeitraums wurden spezielle MaBnahmen getroffen, um
einen Zustandigkeitswechsel bei der sozialen Sicherheit eines Beschaftigten aufgrund des Anfalls von
Telearbeit zu verhindern®. Diese Auswirkungen verhindernden MaRnahmen gelten bis einschlieRlich
30. Juni 2023.

Da der physische Arbeitsort ein entscheidender Faktor im Hinblick auf das anzuwendende
Sozialversicherungsrecht ist, kann Telearbeit im Wohnstaat zu einer Anderung des
Sozialversicherungsrechts fihren, wenn eine Person nicht im Staat der Betriebsstatte des Arbeitgebers
wohnhaft ist. Zum Beispiel ist dies dann der Fall, wenn die Telearbeit im Wohnstaat 25 % oder mehr
der Arbeitszeit ausmacht.

Um den veranderten Arbeitsmustern Rechnung zu tragen, bietet das Rahmenilibereinkommen eine
Losung, die die Interessen von Beschaftigten, Arbeitgebern und Sozialversicherungstragern vereint,
um, der Realitat von Telearbeit gerecht zu werden, bis es zu einer Anpassung der
Koordinierungsverordnungen zur sozialen Sicherheit kommt. Im Ubereinkommen werden fiir Fille, die
in den Geltungsbereich des Ubereinkommens fallen, die Regeln fiir einen effizienten und zeitnahen
Abschluss fiir Einzelvereinbarungen nach Artikel 16 festgelegt.

Charakter des Ubereinkommens

Die unterzeichnenden Mitgliedstaaten vereinbaren, wie einzelne Antrage zu behandeln sind - welcher
Mitgliedstaat zustdndig ist und unter welchen Bedingungen die Zustimmung erfolgt. Das
Ubereinkommen beinhaltet einen Mechanismus, durch den die Unterzeichnerstaaten ihre
Zustimmung im Voraus erteilen (ihr Vorgehen festschreiben) und kein regulédres Antrags-Zustimmungs-
Verfahren erforderlich ist, um die individuelle Vereinbarung gemaR Artikel 16 der Verordnung
883/2004 abzuschlieBen. Die Einzelausnahme auf Antrag bleibt rechtliche Grundlage fur die

1 https://ec.europa.eu/social/main.jsp?catld=868&langld=en



https://ec.europa.eu/social/main.jsp?catId=868&langId=en

Bestimmung der anzuwendenden Rechtsvorschriften, jedoch wird das Verfahren vereinfacht und im
Vorfeld Rechtssicherheit geschaffen.

Wenn ein Antrag gemaR Artikel 16 gestellt und ihm zugestimmt wird, wird die Sonderregel des
Rahmeniibereinkommens angewendet. Wenn kein Antrag gemaR Artikel 16 gestellt wird, wird der
zustandige Mitgliedstaat nach den Ublichen Kollisionsnormen bestimmt und der Wohnstaat des
Beschaftigten ist iber die grenziiberschreitenden Tatigkeiten zu unterrichten. Anders ausgedriickt
erhalten die Arbeitnehmer und Arbeitgeber die Moglichkeit sich fiir die Anwendung der im
Rahmeniibereinkommen vorgeschlagenen Regeln zu entscheiden, indem sie eine Ausnahme gemafd
Artikel 16 der Grundverordnung beantragen.

Artikel 1: Begriffsbestimmung

Dieser Artikel enthalt Begriffsbestimmungen, um die anzuwendenden Rechtsvorschriften zu
bestimmen (fir die soziale Sicherheit zustdandiger Mitgliedstaat). Diese allgemeine Begriffsbestimmung
umfasst Telearbeitstatigkeiten von Arbeitnehmern und Selbststandigen, wobei letztere vom
Geltungsbereich des Rahmeniibereinkommens ausgeschlossen sind (Artikel 2 Absatz 3 (iii)).

Das Hauptmerkmal der Telearbeit besteht darin, dass der Arbeitnehmer oder Selbststindige die
berufliche Tatigkeit von jedem Ort in ganz Europa ausiiben kann und Telearbeit daher vollkommen
ortsunabhdngig ist. Dies unterscheidet Telearbeit von allen anderen Tatigkeiten, die die Durchflihrung
der Arbeitstatigkeit an einem bestimmten Ort erfordern oder implizieren.

Ein digitaler Anschluss (IT-Verbindung) an die Infrastruktur des Unternehmens ist fester Bestandteil
des Konzepts der mobilen Arbeit als Telearbeiter. Der Telearbeiter muss mit der Arbeitsumgebung des
Arbeitgebers verbunden sein, um die zugewiesenen Aufgaben zu erledigen. Die IT-Verbindung muss
normalerweise und gewdhnlich vorhanden sein, jedoch nicht unbedingt wahrend 100 % der Arbeitszeit
(z. B. ist sie fiir das Lesen von Dokumenten oder die Benotung von Tests offline durch eine Professorin
nicht erforderlich). Dies bringt regelmaBig mit sich, dass koérperliche Tatigkeiten aulRerhalb der
Raumlichkeiten oder der Geschaftsraume des Arbeitgebers nicht in den Geltungsbereich der Definition
fallen.

Artikel 2: Geltungsbereich

Eine Vereinbarung nach Artikel 16 bedeutet, dass der Mitgliedstaat, der gemals den Kollisionsnormen
zustandig ist, und der Mitgliedstaat, der um Zustandigkeit ersucht, eine Ausnahme von den regularen
Kollisionsnormen in Titel Il der Verordnung 883/2004 vereinbaren. Das Rahmenibereinkommen findet
Anwendung auf Arbeitnehmer, die gewohnlich in verschiedenen Mitgliedstaaten arbeiten und deren
zustandiger Mitgliedstaat mittels Artikel 13 Absatz 1 der Verordnung 883/2004 bestimmt wird. In
diesem Artikel wird der Mitgliedstaat, in dem der Arbeitgeber ansassig ist (satzungsmaRiger Sitz), oder
der Wohnstaat einer Person festgelegt. Damit gilt das Rahmenlibereinkommen nur fiir Personen, bei
denen der Wohnstaat wie auch der Staat, in dem der Arbeitgeber ansassig ist, beide
Unterzeichnerstaaten sind.

Das Rahmenibereinkommen gilt fiir Personen, deren Telearbeit im Wohnstaat 25% oder mehr ihrer
gesamten Arbeitszeit ausmacht und fiir die demnach der Wohnstaat gemaf} den Ublichen Regeln in
Titel Il der Grundverordnung zustandig wird. Nur Arbeitnehmer, die ausschlielich bei einem einzigen



Arbeitgeber beschéftigt sind (oder bei mehreren Arbeitgebern, die alle im gleichen Mitgliedstaat
ansassig sind) fallen unter das Rahmeniibereinkommen.

Das Rahmeniibereinkommen gilt nur fir Personen, die gewdhnlich in dem Staat arbeiten, wo ihr
Arbeitgeber seinen satzungsmaRigen Sitz hat, und die in ihrem Wohnstaat Telearbeit ausiiben, ohne
dort anderen Tatigkeiten als der Telearbeit nachzugehen.

Francis arbeitet 40 % seiner Arbeitszeit in Telearbeit an seinem Wohnort in Belgien und 60 % seiner
Arbeitszeit in den Niederlanden in den Rdumlichkeiten [Niederlassung] seines Arbeitgebers, der seinen
satzungsmdifligen Sitz in Deutschland hat.

Da Francis nicht in dem Unterzeichnerstaat arbeitet, wo der Arbeitgeber seinen satzungsmaRigen Sitz
hat, gilt das Rahmeniibereinkommen nicht.

Lena arbeitet 40 % ihrer Arbeitszeit in Telearbeit an ihrem Wohnort in Italien und 60 % ihrer Arbeitszeit
in Osterreich am satzungsmdfigen Sitz ihres Arbeitgebers.

Sofern sowohl Italien als auch Osterreich Unterzeichnerstaaten sind, kann die Anwendung des
Rahmeniibereinkommens beantragt werden, mit der Folge, dass die 0&sterreichischen
Rechtsvorschriften gelten.

Artikel 3: Anzuwendende Rechtsvorschriften

Wird ein Antrag fiir eine Person gestellt, schlieBen die Unterzeichnerstaaten eine Vereinbarung gemaf
Artikel 16 ab, wobei sie von Artikel 13 Absatz 1 a) abweichen und den Mitgliedstaat fir zustdndig
erklaren, in dem der/die Arbeitgeber anséassig ist/sind, sofern der Anteil an Telearbeit im Wohnstaat
weniger als 50 % der Gesamtarbeitszeit des betroffenen Arbeitnehmers betragt. Wenn eine Person fir
mehrere Arbeitgeber arbeitet, wird die Arbeitszeit bei den einzelnen Arbeitgebern
zusammengerechnet und die Gesamtarbeitszeit als Bezugsgrofle genutzt. Dies lauft darauf hinaus, dass
der GroRteil der Arbeitszeit in dem Mitgliedstaat verrichtet wird, wo der/die Arbeitgeber ansassig
ist/sind.

Arbeitgeber und Arbeitnehmer miissen die grenziiberschreitende Telearbeit formell oder informell
vereinbaren. Den Antrag auf Anwendung des Rahmeniibereinkommens mussen sie in gegenseitigem
Einvernehmen stellen.

Artikel 4: Verfahren

Artikel 18 der Durchfiihrungsverordnung besagt, dass ein Antrag vom Arbeitgeber oder der
betroffenen Person in dem Mitgliedstaat zu stellen ist, dessen Rechtsvorschriften der Arbeitnehmer
oder die betroffene Person zu unterliegen wiinscht. Das bedeutet, dass der Antrag bei dem
zustandigen Trager des Mitgliedstaates zu stellen ist, in dem der Arbeitgeber seinen satzungsmaBigen
Sitz hat.



Flexibilitat

Die Unterzeichnerstaaten sind sich bewusst, dass die Anpassung an die Realitdt der Telearbeit eine
gewisse Flexibilitat erfordert. Der Hauptstandpunkt ist, dass alle Antrage pro futuro zu stellen sind.
Trotzdem gibt es Konstellationen, in denen Flexibilitat gefragt ist.

In Artikel 4 Absatz 2 des Rahmeniibereinkommens wird klargestellt, dass ein eingereichter Antrag, der
sich auf die Vergangenheit bezieht, nicht weiter als bis zu dem Zeitpunkt zuriickreichen kann, an dem
das Rahmenibereinkommen fir beide betroffenen Unterzeichnerstaaten in Kraft getreten ist. Anders
ausgedriickt hat dieses Rahmenibereinkommen keine Auswirkungen auf die Zeit vor dem Datum
seines Inkrafttretens.

In Absatz 3 werden die Konstellationen konkretisiert, bei denen Flexibilitat gefragtist, und dort werden
zwei Moglichkeiten eingerdumt, in denen ein Antrag eingereicht werden kann, der sich auch auf einen
Zeitraum in der Vergangenheit erstreckt, sofern im Unterzeichnerstaat des Arbeitgebers bereits
Beitrage abgefiihrt wurden.

- Erstens beinhaltet (i) eine allgemeine Regelung, dass ein Antrag sich auf einen zurtickliegenden
Zeitraum von bis zu drei Monaten beziehen kann.

- Zweitens beinhaltet (ii) eine einmalige einjahrige Regelung ab dem 1. Juli 2023 bis
einschlieRlich 30. Juni 2024. Dieser Zeitraum folgt unmittelbar auf den von der
Verwaltungskommission eingerichteten Ubergangszeitraum (AC 125/22REV3).

Wahrend dieses Zeitraums kdnnen Antrage eingereicht werden, die sich auf einen
zuriickliegenden Zeitraum von bis zu zwo6lf Monaten beziehen, aber nicht auf einen Zeitraum
vor dem Inkrafttreten des Rahmenibereinkommens.

Die Absadtze 2 und 3 des Artikels 4 haben keinerlei Auswirkungen auf Antrdge, die sich nur auf
zuklinftige Zeitrdume nach dem Einreichen des Antrags beziehen.

Antrage, die nicht unter die Absatze 2 und 3 des Artikels 4 fallen und einen zurtickliegenden Zeitraum
umfassen, werden im Einklang mit Artikel 6 Absatz 1 als reguldre Antrdage gemaR Artikel 16 bearbeitet.

Mark arbeitet seit 2018 in Frankreich fiir einen franzdsischen Arbeitgeber. In Deutschland ist er immer
zwei Tage im Homeoffice und unterliegt seit 2018 dem deutschen System (wesentliche Tétigkeit). Am
1. Januar 2025 beantragt sein Arbeitgeber gemdfs dem Rahmeniibereinkommen eine Ausnahme fiir die
nédichsten zwei Jahre.
Das Rahmenibereinkommen kommt zur Anwendung. Deshalb gilt die Zustimmung als im Voraus
gegeben und Frankreich als zustandiger Mitgliedstaat kann sofort eine Al-Bescheinigung ausstellen.

Marks Kollege Steven arbeitet seit 2018 fiir einen franzésischen Arbeitgeber in Frankreich. In
Deutschland ist er immer zwei Tage im Homeoffice und unterliegt seit 2018 dem deutschen System
(wesentliche Tidtigkeit). Am 1. Januar 2025 beantragt sein Arbeitgeber gemdfs dem
Rahmeniibereinkommen eine Ausnahme von zwei Jahren vom 1. Oktober 2024 bis zum 1. Oktober 2026
gemdf3 dem Rahmeniibereinkommen.
Das Rahmenilbereinkommen kommt nicht zur Anwendung, da der Antrag sich auf einen Zeitraum in
der Vergangenheit bezieht und Beitrdge zum deutschen System abgefiihrt worden sind?.

2 Dieser Antrag wird als Ausnahmevereinbarung gemaR Artikel 16 betrachtet, wonach der zustindige Trager im
Vertragsstaat des Arbeitgebers das Al-Zertifikat nur ausstellen kann, nachdem er die ausdriickliche
Zustimmung des zustandigen Tragers im Wohnvertragsstaat erhalten hat.



Helena arbeitet seit 2021 fiir einen luxemburgischen Arbeitgeber in Luxemburg. In Belgien ist sie immer
zwei Tage im Homeoffice, ist jedoch seit 2021 im luxemburgischen System versichert (Covid-
19/Ubergangszeitraum). Am 1. Januar 2025 beantragt ihr Arbeitgeber eine Ausnahme gemdf3 dem
Rahmeniibereinkommen riickwirkend ab dem 1. Juli 2023, da ihr Arbeitgeber weiterhin in Luxemburg
Sozialversicherungsbeitréige abfiihrt.
Das Ubereinkommen gilt fiir Helena nicht, da der Antrag nach dem 30. Juni 2024 gestellt wurde und
sich auf einen Zeitraum in der Vergangenheit von mehr als drei Monaten bezieht und auch nicht unter
die Ubergangsregeln fallt2.

In Absatz 4 wird der Zeitraum, fiir den die Rechtsvorschriften auf Antrag bestimmt werden (und ein
Al-Zertifikat ausgestellt wird), auf maximal drei Jahre begrenzt. Wenn die Telearbeit nach diesem
Zeitraum andauert und die Bedingungen des Rahmeniibereinkommens erflillt, kann ein neuer Antrag
eingereicht werden.

Andern sich die Umstinde, muss dies dem ausstellenden Mitgliedstaat unverziiglich vom Arbeitgeber
oder Arbeitnehmer mitgeteilt werden. Dieser Mitgliedstaat muss den Fall erneut priifen und
gegebenenfalls das Al-Zertifikat entziehen oder kiindigen.

In den Absatzen 5 und 6 wird das Verfahren zum Abschluss einer Ausnahmevereinbarung nach Artikel
16 beschrieben. Wenn beide Mitgliedstaaten im Voraus ihre Zustimmung erkldren, greift ein
vereinfachtes Verfahren. Der zustdndige Trager des Mitgliedstaates des Arbeitgebers prift nach
Eingang des Antrags, ob die Bedingungen des Rahmeniibereinkommens erfiillt sind. Wenn dies der Fall
ist, wird eine Al1-Bescheinigung ausgestellt (Kdstchen 3.11 wird angekreuzt) und der zusténdige Trager
des Wohnstaates wird elektronisch iber EESSI informiert.

Wenn die Bedingungen des Rahmentiibereinkommens nicht erfllt sind, wird der Fall im Rahmen eines
reguldren Antrags nach Artikel 16 bearbeitet. Das Ergebnis hdangt von der Priifung und Bewertung der
beteiligten Mitgliedstaaten ab.

Artikel 5: Verwahrmitgliedstaat

Aus praktischen Griinden wird ein Verwahrmitgliedstaat benannt. Bei diesem Mitgliedstaat muss es
sich um einen Unterzeichnerstaat handeln.

Artikel 6: Schlussbestimmungen

In Absatz 1 ist festgeschrieben, dass die Unterzeichnerstaaten Telearbeit auch bei
grenziberschreitender Telearbeit berlicksichtigen, die nicht in den Anwendungsbereich dieses
Rahmenibereinkommens fallt, und einen Antrag nach Artikel 16 nicht allein aus dem Grund ablehnen,
dass die gewohnliche grenziiberschreitende Telearbeit voraussichtlich von unbeschrankter Dauer sein
wird.

In Absatz 2 wird der Giiltigkeitszeitraum dieses Ubereinkommens festgelegt.

In Absatz 3 werden Konstellationen geregelt, in denen ein Staat das Rahmeniibereinkommen zu einem
Zeitpunkt unterzeichnet, an dem es fiir mindestens zwei andere Unterzeichnerstaaten schon in Kraft
getreten ist.

In Absatz 4 wird die Kiindigung durch einen der Unterzeichnerstaaten geregelt.
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In Absatz 5 wird die Kiindigung des Rahmeniibereinkommens selbst durch alle Unterzeichnerstaaten
geregelt.

Absatz 6 besagt, dass eine ausgestellte A1-Bescheinigung und die ihr zugrundeliegende Vereinbarung
nach Artikel 16, die vor der Kiindigung des Rahmeniibereinkommens abgeschlossen wird, bis zum auf
der Al-Bescheinigung ausgewiesenen Ablaufdatum gultig bleibt (sofern sich die Umstdnde nicht
andern).



	Im Falle von Divergenzen ist der englische Originaltext massgeblich
	Rahmenübereinkommen zur Anwendung des Artikels 16 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 883/2004 bei gewöhnlicher grenzüberschreitender Telearbeit
	Begründung für das Rahmenübereinkommen zur Anwendung von Artikel 16 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 883/2004 auf gewöhnliche grenzüberschreitende Telearbeit
	Ziel des Übereinkommens
	Charakter des Übereinkommens
	Artikel 1: Begriffsbestimmung
	Artikel 2: Geltungsbereich
	Artikel 3: Anzuwendende Rechtsvorschriften
	Artikel 4: Verfahren
	Artikel 5: Verwahrmitgliedstaat
	Artikel 6: Schlussbestimmungen


